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Pakistan

Pakistan ratifizierte die Frauen-
rechtskonvention CEDAW im 
Jahr 1996 mit dem Vorbehalt, 

dass die CEDAW-Bestimmungen von 
den Vorgaben der pakistanischen Ver-
fassung abhängig gemacht werden. 
Dies betrifft insbesondere die Gültig-
keit der Scharia-Gesetzgebung und die 
darauf fußenden Benachteiligungen 
für Frauen etwa beim Personenstands-
recht oder der Entscheidungen über die 
Bildung der Kinder. Laut nationaler 
Kommission für den Status der Frauen 
(NCSW) hat Pakistan bis heute kei-
nen Rechtsrahmen für die Umsetzung 
der CEDAW-Bestimmungen in inner-
staatliches Recht verabschiedet.1 Darü-
ber hinaus blieb es dem Großteil der 
Bevölkerung unbekannt, dass Pakistan 
die CEDAW ratifiziert hat. Zivilgesell-
schaftliche Organisationen haben bis-
lang die Kärrnerarbeit geleistet. 

Positive Bewertungen  
zu Pakistan

Im Februar 2020 verhandelte der CE-
DAW-Fachausschuss unter anderem 
zu Pakistan. Den UN-Expertinnen la-
gen der 5. Staatenbericht Pakistans2 
sowie Schattenberichte von insgesamt 
19 Nichtregierungsorganisationen 
(NGOs) vor, darunter 15 aus Paki-
stan oder in Kooperation mit pakista-
nischen NGOs.3 Der Fachausschuss 
hob im Abschnitt B seiner abschlie-
ßenden Bemerkungen4 mehrere Fort-

schritte hervor, die Pakistans Regierung 
seit dem 4. Bericht im Jahr 20135 bei 
der Umsetzung der Frauenrechtskon-
vention erzielen konnte. Der Ausschuss 
erwähnte Gesetzesreformen wie die 
Strafrechtsänderungen und –verschär-
fungen im Jahr 2016 zu Ehrenmorden 
und zu Straftaten im Zusammenhang 
mit Vergewaltigung, oder das Gesetz 
zum Jugendgerichtssystem 2018, das 
ein Programm zur Prävention jugend-
licher Straftäter/-innen einführt. 

Anerkennung fand ebenso die Ge-
setzesänderung zum Recht von Trans-
gender-Personen, ihre geschlechtliche 
Identität frei zu wählen (Transgender 
Persons (Protection of Rights) Act, Ge-
setz Nr. XIII von 2018). Das Gesetz 
verbietet überdies die Diskriminierung 
und Belästigung von Transgender- und 
Intersex-Personen. CEDAW vermerk-
te außerdem positiv die Änderung des 
Wahlgesetzes im Jahr 2017, das Frauen 
den gleichberechtigten Zugang zur 
Wahlregistrierung gewährleisten soll 
sowie die Verschärfung des Acid and 
Burn Crime Act im Jahr 2018, wodurch 
Anschläge mittels ätzender Substanzen 
kriminalisiert und staatlicher Beistand 
und Schutz für Opfer von Säure- und 
Verbrennungsangriffen vorgesehen 
werden. Der Ausschuss begrüßte wei-
terhin die Tatsache, dass Pakistan 2016 
das Fakultativprotokoll zum UN-
Übereinkommen über die Rechte des 
Kindes ratifiziert hatte, das die Betei-

ligung von Kindern an bewaffneten 
Konflikten ächtet und den Staat ver-
pflichtet, entsprechende Maßnahmen 
zu ergreifen.

Kritische Bewertungen  
und Empfehlungen

In den Empfehlungen im Abschnitt D 
Ziffer 9 kritisierte der Ausschuss den 
fortbestehenden Vorbehalt des Ver-
tragsstaates, die Frauenrechtskonven-
tion nur in Übereinstimmung mit der 
Verfassung umzusetzen und keine An-
stalten zu unternehmen, die Verfassung 
an den internationalen Rechtsstandard 
anzupassen. In Ziffer 11 erneuerte der 
Ausschuss seine Sorge über die Auswir-
kungen der 18. Verfassungsänderung 
im Jahr 2010, die die Entscheidungs-
befugnisse in Fragen der Frauenför-
derung von der Zentralregierung auf 
die Provinzen übertrug. Diese Anmer-
kung bezog sich auf Berichte, dass die 
Dezentralisierung insbesondere in Pro-
vinzen und Distrikten mit traditionell 
konstituierten Institutionen Frauen-
rechte de facto eher ausgebremst statt 
gefördert hatte. 

Der Ausschuss begrüßte den verbes-
serten Zugang von Frauen und Mäd-
chen zur Justiz (Ziffer 19) und dabei 
vor allem die Einrichtung eines Se-
nats für geschlechtsspezifische Gewalt 
beim Obersten Gerichtshof von Lahore 
im Jahr 2017 sowie von 16 Familienge-
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richten im Punjab. Kritisch beobach-
tet der Ausschuss die Ambivalenz der 
alternativen Streitschlichtung (2017), 
das parallele Rechtssysteme und in-
formelle Streitschlichtungen durch 
Dorfgremien wie Jirgas und Pancha-
yats formell anerkennt. Ein Streit-
schlichtungsmechanismus, der durch 
die Einbettung in das lokale, tradierte 
und männlich dominierte Institutio-
nensystem Frauen und Mädchen leicht 
diskriminieren kann. 

In die gleiche Richtung zielt die kri-
tische Bewertung der Frauenförde-
rung (Ziffer 21), die fortdauernde 
Stereotypisierung (Ziffer 29) und die 
faktische Diskriminierung in Eigen-
tumsfragen (Ziffer 45). Der Ausschuss 
zeigte sich besorgt über den Mangel an 
Kapazitäten und Ressourcen etwa der 
nationalen Kommission zur Stellung 
der Frau (NCSW) und deren Man-
dat zum Schutz der Frauenrechte und 
der Gleichstellung der Geschlechter. 
In Bezug auf das Recht auf Eigentum 
von Frauen habe Pakistan zwar 2019 
ein Gesetz verabschiedet, das ein sol-
ches Eigentumsrecht anerkennt. Der 
Ausschuss verweist jedoch auf das 
Fortbestehen vieler und tiefsitzender, 
diskriminierender Bräuche und Prak-
tiken, die Frauen daran hindern, Land 
und anderen Besitz zu erben oder zu 
erwerben. 

Gewalt gegen Frauen und sogenann-
te Ehrenmorde sind in Pakistan noch 
weit verbreitet, Verurteilungen der Tä-
ter dagegen eher selten. Oft verüben Fa-
milienmitglieder das Verbrechen. Eine 
Gesetzeslücke ermöglichte es den ge-
setzlichen Erben des Opfers bis 2017, 
die Täter (auf der Grundlage eines 
Deals) zu begnadigen. Das Schlupf-
loch der Begnadigung wurde zwar teil-
weise beseitigt, aber der lokale, öffent-
liche Druck zur Begnadigung der Täter 
dauert unvermindert an. Es gibt keine 
überprüfbaren Zahlen, zumal Ehren-
morde oft als Selbstmord oder von Fa-
milienmitgliedern als natürlicher Tod 
gemeldet werden. Schätzungen gehen 
von rund 1000 Ehrenmorden pro Jahr 
aus, das heißt knapp drei pro Tag.6

Im Kontext geschlechtsspezifischer 
Gewalt bemängelte der Ausschuss, dass 
Vergewaltigung in der Ehe weiterhin 
nicht als Straftat bewertet wird sowie 
die gesellschaftliche Akzeptanz häus-
licher Gewalt und mithin die Straf-
losigkeit der Täter (Ziffer 31). Dieser 
Mangel herrsche auch bei Richtern, 
Staatsanwälten, Polizeibeamten und 
medizinischem Personal vor, so dass 
diese gar nicht in der Lage seien, wirk-
sam und geschlechtersensibel auf sol-
che Fälle zu reagieren. Gleiches gelte 
in Bezug auf die unzureichende An-
zahl und Kapazität von Unterkünften 
für Frauen und Mädchen, die Opfer 
von geschlechtsspezifischer Gewalt ge-
worden sind, und ebenso der Mangel 
an medizinischen und psychologischen 
Rehabilitationsdiensten.

Kritisch äußerte sich CEDAW ebenso 
zur Bildungssituation von Mädchen 
(Ziffer 39). Viele haben schlichtweg 
keinen Zugang zu Bildung. Stati-
stiken der Vereinten Nationen zufol-
ge gehen 32 Prozent der Mädchen im 
Grundschulalter nicht in die Schu-
le.7 Zu den Faktoren, die Mädchen 
vom Schulbesuch abhalten, zählen 
fehlende Schulen, körperliche Züch-
tigung, Kinderheirat, sexuelle Belä-
stigung, Kinderarbeit, geschlechts-
spezifische Diskriminierung oder 
teilweise bewaffnete Angriffe auf 
Schulen, die die Ausbildung von Mäd-
chen besonders fördern. 

Dringend verbesserungswürdig er-
achtet der Ausschuss das Mindestal-
ter für die Heirat von Mädchen (Ziffer 
49). In Pakistan werden 21 Prozent der 
Mädchen vor ihrem 18. Geburtstag, 
drei Prozent vor dem Alter von 15 Jah-
ren verheiratet. Kinderheirat, Mütter 
im Kindesalter oder häusliche Gewalt 
gegen verheiratete Mädchen sind in 
marginalisierten Gemeinschaften 
weit verbreitet. Das geltende Gesetz 
legt das Heiratsalter für Mädchen auf 
mindestens 16 Jahre fest. Die paki-
stanische Nationalversammlung hatte 
zuletzt im Mai 2019 einen Gesetzent-
wurf abgelehnt, der das Mindestalter 
auf 18 Jahre festgelegt hätte.8

Frauenrechte in Pakistan könnten auch 
durch die Europäische Union (EU) 
stärker gefördert werden. Pakistan ist 
Vertragspartner der EU zu einem Zoll-
präferenzsystem (Generalised System of 
Preferences Plus (+), GSP+).9 GSP+ ge-
währt Zollsenkungen, wenn Paki-
stan im Gegenzug 27 internationale 
Standardübereinkommen zu Men-
schen- und Arbeitsrechten ratifiziert 
und effektiv umsetzt. Eines der Über-
einkommen ist die UN-Frauenrechts-
konvention und mithin nach Artikel 
16 der Auftrag an den Staat, Maßnah-
men zu ergreifen, um die Diskriminie-
rung von Frauen im Ehe-, Scheidungs- 
und Familienrecht zu beseitigen. Die 
EU müsste im Rahmen des Handels-
vertrags (GSP+) energischer auf Men-
schenrechte drängen. Da scheint eine 
Reform durch die pakistanische Re-
gierung fast schon wahrscheinlicher.
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